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Save-The-Date: BKS-Management-Tag am 26.11.2014

Zum zweiten Mal laden wir Sie zum 
BKS-Management-Tag ein. In die-
sem Jahr findet die Veranstaltung in 
Kooperation mit der Commerzbank in 
den Lateral Towers Frankfurt statt.

Die Veranstaltung richtet sich an das 
Senior Management von Kreditinsti-
tuten, die mit der Bearbeitung notlei-
dender Kreditportfolios betraut sind, 
sowie an spezialisierte Kreditkäufer 
und Servicer solcher Portfolios. Die 

Themen aus dem besicherten und  
unbesicherten Bereich notleidender 
Forderungen umfassen auf Immobili-
en angewandte Erkentnisse aus der 
Verhaltensökonomik, die Geltendma-
chung von Forderungen über Länder-
grenzen hinweg, die Auswirkungen 
der Mietpreisbremse und die Tricks 
von „Identitätsdieben“.

Das Programm und ein Anmeldefor-
mular haben wir Ihnen beigefügt.

Editorial
Liebe Leserinnen und Leser,

in dieser Ausgabe des BKS-Newsletters 
wollen wir Ihnen das Thema Crowdlend
ing näher bringen. Die „Crowd“ wird 
immer häufiger zur Finanzierung von 
Unternehmensgründungen oder Projek-
ten herangezogen. Wir habn für Sie zu-
sammengefasst, welche Potentiale darin 
stecken, welche Akteure sich im Markt 
aufgestellt haben und welche rechtlichen 
Konstruktionen möglich sind.

Banken, die Wohnimmobilien in Ihren 
Büchern haben, müssen seit diesem 
Jahr neue Meldeanforderungen erfüllen. 
Wie diese lauten und was getan werden 
muss, erläutert Dr. Tobias Winkler, Abtei-
lungsdirektor im Bereich Risikomanage-
ment und Controlling beim Bundesver-
band Öffentlicher Banken Deutschlands 
(VÖB).

Des Weiteren haben wir für Sie die zu er-
wartenden Neuerungen aus Brüssel und 
Berlin zusammengestellt.

Zu guter Letzt sollen Sie natürlich nicht 
auf die Nachrichten aus der Branche ver-
zichten. Die 10 
Fragen haben 
wir dieses Mal 
unserem neuen 
Beiratsmitglied 
Martin Hoeller, 
Head of Illiquid 
Products bei der 
Merrill Lynch In-
ternational Bank 
Ltd, gestellt.

Ich wünsche Ihnen eine interessante Lek-
türe!

Herzlichst,

Ihr Marcel Köchling
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Geld aus der Crowd
Crowdlending als Alternative zur Bank

 

Verschiedene Anbieter wollen mit 
Crowdlending auf die Erfolgsge-
schichten aus der Crowd aufbauen. 
Doch während es beim Crowdfunding 
darum geht, eine Idee oder ein Pro-
jekt zu unterstützen, dass man nach 
persönlichen, subjektiven und emo-
tionalen Gesichtspunkten spannend 
findet, sind dessen Ableger für die 
Finanzwelt sorgfältig durchkalkuliert.

Auf dem Papier profitieren sowohl Kre-
ditnehmer als auch Kreditgeber beim 
Crowdlending. Private Anleger bekom-
men eine neue Anlageklasse geliefert, 
die interessante Renditen zu einschätz-
baren Risiken liefert. Kreditnehmer 
haben die Chance, einen bezahlbaren 
Kredit zu bekommen, hinter dem dann 
auch Menschen stehen, die sich für 
das Projekt begeistern können.

Der Ursprung des Crowdlending liegt 
bei dem britischen Portal Zopa. 2005 
gestartet haben die Nutzer über das 
Portal mittlerweile über 600 Millionen 
Britische Pfund verliehen. In Deutsch-
land waren es zunächst Auxmoney 
und Smava, welche seit 2007 die so-
genannten Peer-to-Peer(P2P)-Kredite 
anboten. Ende 2013 kam dann noch 

Foto: Wikimedia Commons

Was ist die Crowd?

Zur Verwirklichung von Ideen und Projekten 
greifen Gründer immer häufiger auf die Crowd 
(Englisch für eine Menge an Personen) zurück. 
Begonnen hatte alles mit der Finanzierung von 
Musikproduktionen. 

2003 startete die Plattform ArtistShare, die es 
– als Antwort auf zunehmendes Raubkopie-
ren – Künstlern ermöglichen sollte, ihre Alben 
vor deren Veröffentlichung zu finanzieren. 2008 
und 2009 gingen Indiegogo und Kickstarter 
online, auf denen Künstler, Designer und Tech-
nik-Entrepreneure ihre Projekte vorstellen und 
gleichzeitig das benötigte Geld einsammeln 
können. Personen, die das Projekt unterstüt-
zen, können je nach Förderhöhe bestimmte 
„Perks“ bekommen, also Vorteile. Möchte 
beispielsweise jemand einen Film finanzieren, 
kann er festlegen, dass jeder, der einen Euro 
spendet, eine Dankes-E-Mail erhält. Alle, die 10 
Euro spenden, bekommen ein T-Shirt, jemand 
der 200 Euro spendet, wird zur Filmpremiere 
eingeladen und für 10.000 Euro gibt es eine 
Nebenrolle im Film. 

Für die meisten Produkte besteht der Haupt-
nutzen des Crowdfunding darin, sie vor ihrem 
Erscheinen abzusetzen. So ist das bislang er-
folgreichste Projekt die „Pebble Watch“, eine 
Armbanduhr, welche auf der E-Ink-Technologie 

basiert, die auch E-Book-Reader verwenden. 
Über 10 Millionen US-Dollar waren von den 
Entwicklern von fast 70.000 Nutzern eingesam-
melt worden.

Im März 2014 vermeldete Kickstarter insge-
samt eine Milliarde US-Dollar von 5,7 Millionen 
Menschen eingesammelt zu haben.

Dass das Crowdfunding eine immer größere 
Bedeutung spielt, zeigt sich bei einem Blick 
auf die Zahlen für Deutschland, die das Portal 
„für-gründer.de“ liefert. Bis 2011 waren insge-
samt erst ca. 460.000 Euro eingesammelt wor-
den. Die Entwicklung verlief dann allerdings so 
rasant, dass seit 2013 pro Quartal ca. ein bis 
zwei Milliarden Euro über Crowdfunding erzielt 
wurden. Im zweiten Quartal 2014 waren es so-
gar 2,8 Milliarden Euro.

Beim Crowdinvesting hingegen geht es meist 
darum Unternehmensgründungen zu finanzie-
ren. Die Anleger erhalten durch ihr Investment 
dann auch Anteile oder Beteiligungen am Ge-
winn.

Das Crowdlending schließlich erlaubt es Kre-
ditnehmern über die Crowd Geld als Kredit zu 
sammeln. Die Gläubiger erhalten dafür dann 
Zinsen.

Crowdfunding vor 100 Jahren: Douglas Fairbanks wirbt im April 1918 vor der Federal Hall, New York, für  die „Liberty Bonds“

http://commons.wikimedia.org/wiki/File:Douglas_Fairbanks_at_third_Liberty_Loan_rally_HD-SN-99-02174.JPEG
http://für-gründer.de
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Lendico dazu, das vom Startup-Inku-
bator Rocket Internet (Zalando) ins Le-
ben gerufen wurde. 

Für den Anleger gruppiert Lendico Kre-
ditanfragen in Risikogruppen von A bis 
E, wobei A eine niedrige Ausfallwahr-
scheinlichkeit bedeutet und ab 2,43 
Prozent Zinsen bietet. Die höchste Ri-
sikoklasse E liefert dafür bis zu 14,72 
Prozent Zinsen – bei einem Risiko ei-
nes Ausfalls einzelner Raten oder des 
Totalverlustes der Anlage von maximal 
12 Prozent. Zusätzlich wird der Schu-
fa-Score des Kreditnehmers, eine Be-
schreibung, wofür der Kredit benötigt 
wird, sowie Informationen zum Kredit-
nehmer, dessen Beschäftigung und ei-
ner Haushaltsrechnung angezeigt. Der 
Kreditnehmer reicht Unterlagen und 
Nachweise bei Lendico ein. Dort wer-
den diese dann verifiziert. Nach eigener 
Angabe sollen durch „strenge Quali-
tätsanforderungen“ nur zehn Prozent 
aller eingereichten Kreditanträge von 
Lendico angenommen werden. Finden 

sich genügend Geldgeber, schließt die 
Partnerbank Wirecard Bank AG mit 
dem Kreditnehmer einen Kreditvertrag 
ab. Diese erhalten dann die monatli-
chen Raten abzüg-
lich einer Gebühr 
von einem Prozent. 
Der Kreditnehmer 
wiederum zahlt 
eine Gebühr in der 
Höhe von 0,5 bis 4 
Prozent, die vom Gesamtkreditbetrag 
abgezogen wird.
Im Falle ausbleibender Zahlungen über-
nimmt Lendico automatisch das Inkas-
so (siehe hierzu auch „zur rechtlichen 
Konstruktion beim Crowdlending“).

Ähnliche Konditionen bietet der derzei-
tige deutsche Marktführer auxmoney. 
Über 100 Millionen Euro an Krediten 
sind hier seit 2007 vermittelt worden. 
Auch bei auxmoney werden die Kre-
ditanfragen in Risikoklassen gruppiert. 
Zusätzlich zum Schufa-Score werden 
noch Daten von arvato infoscore und 

eine Ampel der Creditreform aufge-
führt. Das hilft bei der Einschätzung des 
Kreditnehmers. Der Anleger zahlt einen 
Prozent der Anlagesumme als Gebühr 

an auxmoney. Der Kreditnehmer 2,95 
Prozent des Kreditbetrages und 2,50 
Euro pro Monat. Als Partnerbanken 
greift auxmoney auf die SWK Bank und 
die Biw AG zurück.

Das Portal Smava ist im gleichen Jahr 
wie auxmoney gestartet. Seit 2012 wer-
den hier jedoch neben dem P2P-Kredit 
auch normale Bankkredite verglichen 
und angeboten.

Mit Blick auf die Ursprünge und die 
Potentiale, die das Internet bietet, mag 
Crowdlending noch kalt kalkuliert wir-
ken. Der Schuldner als Mensch oder 
sein Projekt wird zwar erwähnt, steht 
aber nicht so sehr im Vordergrund wie 
beim Crowdfunding oder anderen Por-
talen, die auch auf Social Media und 
Bewertungssysteme setzen, um eine 
Online-Reputation der Nutzer als zu-
sätzlichen Bewertungsmaßstab heran-
zuziehen.

Ein neuer Anbieter namens Finmar ver-
sucht diese Nische zu besetzen, indem 
er den Ruf der Kreditnehmer, die hier 
ausschließlich Unternehmer sind, mit-
tels einer Video-Vorstellung ins Zent-
rum der Bewertung rückt. Fünf Prozent 
der Kreditsumme werden hier als Ge-
bühr fällig. 

Dass die traditionellen Dienstleister der 
Finanzwirtschaft neuen Entwicklungen 
nicht untätig zusehen, zeigt ein jüngs-
tes Engagement der arvato Financial 
Solutions bei einem Startup-Inkubator 
für finanztechnische Innovationen. Mi-
chael Weinreich, Mitglied des arvato 
Vorstands, geht davon aus, dass die 
Branche vor allem auch durch neue 
Marktteilnehmer angetrieben wird: 
„Das Startup-Bootcamp FinTech ist ein 
Bestandteil des Innovationsmanage-

Zur rechtlichen Konstruktion beim Crowdlending

Crowdlending-Plattformen sind keine Banken. 
Anstatt selbst Partei des Kreditvertrages zu 
werden, vermitteln sie diese lediglich zu der 
jeweiligen Partnerbank. Bei Lendico wird dies 
rechtlich wie folgt strukturiert:

In der ersten Stufe kommt zwischen dem 
Kreditnehmer und dem Plattformbetreiber zu-
nächst ein unentgeltlicher Nutzungsvertrag 
zustande. Der Kreditnehmer registriert sich auf 
der Plattform, beschreibt sein Kreditprojekt, 
übermittelt seine Daten und willigt in die Ein-
holung einer Bonitätsauskunft ein. Auf dieser 
Basis ermittelt der Plattformbetreiber sodann 
ein Scoring für das Kreditprojekt und teilt dem 
Kreditnehmer mit, ob und zu welchem Zinssatz 
das Projekt auf der Plattform angeboten wer-
den kann. Entscheidet sich der Kreditnehmer, 
das Projekt zu diesen Konditionen freizuschal-
ten, und finden sich innerhalb der Anlagefrist 
von vierzehn Kalendertagen genügend Finan-
zierungszusagen von Anlegern, tritt rechtlich 
gesehen die nächste Stufe ein. 

Der Kreditnehmer schließt mit dem Plattform-
betreiber einen separaten Kreditvermittlungs-
vertrag ab, der den Betreiber verpflichtet, sich 
bei der Partnerbank um den Abschluss eines 
entsprechenden Kreditvertrages zu bemühen. 
Im Erfolgsfalle zahlt der Kreditnehmer eine Ge-

bühr. Auf der anderen Seite willigen die einzel-
nen Anleger bei ihrer Finanzierungszusage in 
einen Forderungskaufvertrag ein, wonach der 
Anleger die Summe seiner Finanzierungszusa-
ge der Bank als Kaufpreis für einen Teil der Kre-
ditforderung bezahlt. Zugleich sieht der Forde-
rungskaufvertrag eine dem Plattformbetreiber 
zustehende Service-Gebühr.

Gerät der Kreditnehmer mit der Rückzahlung 
in Verzug, übernimmt der Plattformbetreiber 
zunächst selbst das außergerichtliche Mahn-
wesen. Bei einem Zahlungsverzug von über 
90 Tagen stehen dem Plattformbetreiber zwei 
Möglichkeiten zu: der Verkauf der Forderung an 
ein Inkasso- oder Factoringunternehmen oder 
die Beauftragung eines Inkassounternehmens 
mit der Einleitung des gerichtlichen Mahnver-
fahrens.

Insgesamt verdient der Plattformbetreiber an 
zumindest drei Stellen: an der vom Kreditneh-
mer zu zahlenden Kreditvermittlungsgebühr, an 
der vom Anleger zu zahlenden Service-Gebühr 
und an den Bearbeitungsgebühren für ein et-
waiges außergerichtliches Inkasso. Die ver-
tragliche Beziehung zwischen dem Plattform-
betreiber und der Bank wird vermutlich weitere 
Anreize vorsehen, aber freilich nicht offengelegt.  

Etwa 10 Prozent aller Anfragen bei 

Lendico werden freigeschaltet.“



BKS  Trends
Bundesvereinigung Kreditankauf und Servicing e.V. September 2014

Nr. 7

Seite 4 / 12     www.bks-ev.de     Nr. 7 / 2014

ments in unserem Unternehmen. Durch 
die Begleitung der ausgewählten Start
ups öffnen wir unser Lieferanten- und 
Kundennetzwerk und profitieren von 
neuen Marktideen und deren Akzep-
tanz - Win-win für alle Beteiligten.“

Auch die Commerzbank hat mit dem 
„Main Incubator“ bereits ein eigenes 
Innovationslabor gegründet, das neue 
Entwicklungen wie beispielsweise das 
Mobile Payment und Banking, Peer-
to-Peer-Financing und Crowdsourcing 
für die Bank nutzbar machen soll: „Die 
ausgewählten Unternehmen werden 
– je nach Bedarf – unterstützt mit Be-
teiligungskapital, Experten-Know-how, 
Büroräumen und einer entsprechenden 
Infrastruktur in Frankfurt“, sagt Birgit 
Storz, Gründerin und Geschäftsführerin 
des Inkubators.

Das Rad muss dabei allerdings nicht 
neu erfunden werden – das zeigen 
auch die bisherigen Portale. Die ange-
botenen Dienstleistungen vom Rating, 
über das Inkasso bis hin zur Abtre-

tung von Kreditverträgen übernehmen 
spezialisierte Dienstleister. Erst diese 
ermöglichen es Anlegern auf einfache 
Weise passende Kreditengagements 
zu erkennen und durchzukalkulieren. 
Gibt es dann noch Risiken? Ein Blick auf 
das amerikanische Crowdlending-Por-
tal Prosper zeigt, dass eine wohl durch-
dachte Risikosteuerung notwendig ist, 
um Verluste zu reduzieren. In Prospers 
erster Phase von 2006 bis 2008 
waren 28.936 Kredite vergeben 
worden, von denen 18.480 voll 
bedient werden konnten. 10.456 
fielen hingegen aus - eine Aus-
fallrate von 36,1 Prozent. Einzig 
die Anleger, die in die sichereren 
Risikoklassen investiert hatten, 
konnten sich am Ende über po-
sitive Renditen freuen.

Hat Crowdlending eine Zukunft? 
Wer sich die Zahlen anschaut, 
wird erst einmal ernüchtert. Bei 
ausstehenden Konsumentenkre-
diten in Höhe von 200 Milliarden 
Euro schaffen es die deutschen 

Crowdlending-Portale mit zusammen 
200 Millionen Euro auf gerade einmal 
ein Tausendstel. Zieht man jedoch die 
Entwicklung des Crowdfundings als 
Grundlage für Schätzungen der zu-
künftigen Entwicklung heran, kann sich 
ein anderes Bild ergeben. Von 2012 bis 
2014 hat sich dort die Gesamtsumme 
der eingesammelten Gelder versechs-
facht. 

Jan Dzieciol 
 
ist Referent für Politik 
und Kommunikation bei 
der BKS.

Prospektpflicht beim Crowdinvesting? 
Am 28. Juli 2014 haben das Bundes-
ministerium der Finanzen (BMF) und 
das Bundesministerium der Justiz und 
für Verbraucherschutz (BMJV) den Re-
ferentenentwurf eines sog. Kleinanle-
gerschutzgesetzes vorgelegt. Das Ge-
setz ist Teil eines Maßnahmenpakets 
zur Stärkung der Verbraucherrechte 
im Finanzmarkt und dient in erster 
Linie einer verbesserten Transparenz 
von Vermögensanlagen. Unmittelbarer 
Auslöser war wie so häufig eine spek-
takuläre Vernichtung von Anlegergel-
dern, in diesem Falle durch den Wind-
parkbetreiber Prokon. Kernelemente 
sind die Ausweitung der Prospekt-
pflicht, erhöhte Anforderungen an den 
Verkaufsprospekt und die Einschrän-
kung zulässiger Werbemaßnahmen. 

Die stärkere Regulierung dürfte sich 
aber nicht nur auf die üblichen Ver-
dächtigen im grauen Kapitalmarkt, 
sondern auch auf neue Akteure im 
Bereich des Crowdinvesting auswir-
ken. So soll sich die Prospektpflicht 
künftig auch auf partiarische und 
nachrangige Darlehen erstrecken, eine 

beim Crowdinvesting häufig gewählte 
Finanzierungsform. Um die noch im 
Wachstum befindliche Branche nicht 
unnötig zu behindern, ist daher eine 
Ausnahmeregelung vorgesehen: In 
den Fällen, in denen das Gesamtvolu-
men der angebotenen Vermögensan-
lage 1 Mio. Euro und der Investitions-
betrag je Anleger 10.000,- Euro nicht 
übersteigt, soll ein partiarisches oder 
nachrangiges Darlehen prospekt-
frei bleiben. Aus Sicht des German 
Crowdfunding Network eine unzurei-
chende Lösung: Zunächst seien auch 
stille Beteiligungen und Genussrechte 
in die Ausnahmeregelung einzubezie-
hen. Der Maximalbetrag von 1 Mio. 
Euro erscheine willkürlich und werde 
dem realen Finanzbedarf von Unter-
nehmen häufig nicht gerecht. Auch die 
Deckelung der Einzelinvestments sei 
zu niedrig bemessen und auf natürli-
che Personen zu begrenzen. Größere 
Summen kämen in Crowdinvestings 
nur bei Einbindung von kapitalstarken 
Anlegern zusammen. Zudem fördere 
gerade die Mischung aus Großinves-

toren und im Finanzmarkt unbedarften 
Kleinanlegern den vom Gesetzgeber 
intendierten Verbraucherschutz. Groß-
britannien etwa erlaube daher eine 
Ausnahme von der Prospektpflicht für 
Finanzierungsrunden von bis zu fünf 
Mio. Pfund. und kenne auch keine Be-
grenzung für die Höhe der einzelnen 
Investments. 

Fest steht, dass die mit einer Pros-
pektpflicht verbundenen Transakti-
onskosten eine enorme Hürde für das 
Crowdinvesting bedeuten.  Aber noch 
ist nichts in Stein gemeißelt. Zunächst 
ist der Referentenentwurf mit den 
weiteren Ministerien abzustimmen. 
Anschließend finden die Beratungen 
im Bundestag statt. Viel Zeit also, um 
noch auf  Korrekturbedarf hinzuwei-
sen. Letztlich ist ohnehin der Europä-
ische Gesetzgeber aufgerufen, einen 
einheitlichen Regulierungsrahmen für 
die noch junge FinTech-Branche zu 
schaffen. 

http://www.lendacademy.com/a-look-back-at-prosper-1-0-how-relevant-are-the-numbers/
http://www.lendacademy.com/a-look-back-at-prosper-1-0-how-relevant-are-the-numbers/
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Unlängst mussten die Banken im 
Rahmen des einheitlichen EU-Mel-
dewesens (COREP) erstmalig auch 
die Verluste aus Wohnungsbaukredi-
ten melden. Die im Rahmen des so-
genannten „Hard-Tests“ gemeldeten 
Verluste dürfen insgesamt bestimmte 
Obergrenzen nicht überschreiten: So 
dürfen Verluste aus Krediten oder Kre-
ditteilen bis 80 Prozent des Marktwer-
tes oder 80 Prozent des Beleihungs-
wertes der Immobilie nicht größer als 
0,3 Prozent aller durch inländische 
Wohnimmo-
bilien besi-
cherten Kre-
dite sein. Die 
Gesamtver-
luste dürfen 
0,5 Prozent 
aller durch inländische Wohnimmo-
bilien besicherten Kredite nicht über-
steigen.

Würden diese Obergrenzen überschrit-
ten, könnte zwar die risikomindernde 
Wirkung von Grundpfandrechten bei 
Wohnungsbaukrediten grundsätzlich 
weiterhin berücksichtigt werden; die In-

stitute müssten jedoch für jeden Kredit 
individuell nachweisen, dass die Boni-
tät des Kreditnehmers nicht wesentlich 
von der Wertentwicklung der zugrunde 
liegenden Immobilie oder des Projekts 
abhängt, sondern vielmehr von der 
Fähigkeit des Kreditnehmers zur Rück-
zahlung der Schulden aus anderen 
Quellen.
Darüber hinaus ermöglicht es die 
EU-Bankenverordnung (CRR) den na-
tionalen Bankaufsichtsbehörden im 
Falle einer Nichterfüllung des „Hard-

Tests“, das Risikogewicht für durch im 
Inland belegene Immobilien besicherte 
Kredite auf bis zu 150 Prozent zu er-
höhen sowie die privilegierungsfähigen 
Beleihungsausläufe (80 Prozent des 
Markt- oder Beleihungswertes) zu re-
duzieren.

Die Institute müssen der Aufsicht ihre 

Verluste halbjährlich sowohl auf Ein-
zelinstituts- als auch auf konsolidierter 
Ebene melden. Meldestichtage sind 
der 30. Juni und der 31. Dezember. Die 
Meldungen sind bei der Aufsicht bis 
zum 11. August bzw. bis zum 11. Feb-
ruar einzureichen. Es ist zunächst eine 
Meldung abzugeben, die sämtliche 
grundpfandrechtlich besicherten Kredi-
te umfasst. Darüber hinaus sind für je-
des EWR-Land separate Meldebögen 
einzureichen. Für Verluste in Ländern 
außerhalb des EWR kann eine aggre-
gierte Meldung abgegeben werden.

Die Daten müssen von sämtlichen In-
stituten gemeldet werden, die Immo-
biliensicherheiten bei der Berechnung 
ihrer Eigenkapitalanforderungen für 
das Kreditrisiko berücksichtigen. Da-
mit sind nicht nur diejenigen Institute 
verpflichtet, sich an der Erhebung zu 
beteiligen, die Wohnungsbaukredite 
im Rahmen des Standardansatzes mit 
einem Risikogewicht von 35 Prozent 
oder Wohnimmobilen als Sicherhei-
ten im Rahmen des IRB-Basisansatz
es für Forderungen an Unternehmen 
anrechnen. Auch Institute, die Wohn

Der „Hard-Test“
Neue Meldeanforderungen für Verluste aus 
dem Wohnungsbaukreditgeschäft

Foto: Wikimedia Commons, User IDuke

Meldestichtage sind der 30. Juni 

und der 31. Dezember.“

http://commons.wikimedia.org/wiki/File:Markham-suburbs_id.jpg
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immobilien im Rahmen des IRBA für 
Privatkundenforderungen als Sicherheit 
berücksichtigen, müssen sich beteili-
gen, obwohl sie nicht direkt von den Er-
leichterungen, die mit dem „Hard-Test“ 
verbunden sind, profitieren. Lediglich 
Institute, die bei der Berechnung der 
bankaufsichtlichen Eigenkapitalanfor-
derungen auf die Berücksichtigung von 
Wohnungsbaukrediten als Sicherheiten 
verzichten, müssen keine Daten mel-
den. Darüber hinaus brauchen Institute, 
die Daten im Rahmen des „Hard-Tests“ 
melden müssen, dies nur für diejenigen 
Risikopositionen tun, für die sie Grund-
pfandrechte im Rahmen der Eigenka-
pitalunterlegung für Kreditrisiken als 
eigenkapitalmindernd anrechnen. 

Es sind zu-
nächst dieje-
nigen Verluste 
zu melden, 
die auf Kredite 
oder Kreditteile 
entfallen, die 
80 Prozent des 
Mark twer tes 
oder 80 Prozent des Beleihungswertes 
der Immobilie nicht überschreiten. Da-
rüber hinaus sind die Gesamtverluste 
auszuweisen, die auf durch Wohnim-
mobilien besicherte Kredite entfallen. 

Dabei ist ein ökonomischer Verlustbe-
griff anzuwenden. Dieser umfasst den 
wirtschaftlichen Verlust einschließlich 
wesentlicher Diskontierungseffekte so-
wie wesentlicher direkter und indirekter 
Kosten der Beitreibung. Bei der Ermitt-
lung des ökonomischen Verlustes soll 
von dem in Anspruch genommenen 
Betrag zum Zeitpunkt der Meldung 
ausgegangen werden. Diesem sind di-
rekte (z. B. Zinszahlungen und Entgelte 
sowie Abwicklungskosten, die sich aus 
der Verwertung der Sicherheiten erge-
ben) und indirekte (z. B. sonstige Kos-
ten der Abwicklungseinheit) Kosten der 
Beitreibung zuzuschlagen. Diesen Kos-
tenkomponenten können Erlöse aus 
der Sicherheitenverwertung sowie ggf. 
Rückzahlungen des Kreditnehmers 
entgegengestellt werden. Rückzahlun-
gen aus anderen Quellen (z. B. Bank-
garantien oder Lebensversicherungen) 

dürfen nicht berücksichtigt werden.

Verluste müssen für Risikopositionen 
ausgewiesen werden, die im Halbjahr 
vor dem Meldestichtag ausgefallen 
sind. Dabei ist auf den Ausfallbegriff in 
Art. 178 CRR abzustellen. Für Kredite, 
bei denen die Abwicklung abgeschlos-
sen ist, sind die tatsächlichen Verluste 
anzugeben. Ist die Abwicklung noch 
nicht beendet, müssen die Verluste ge-
schätzt werden. Bei der Schätzung der 
Verwertungserlöse sind zwischen dem 
Ausfall und dem Meldestichtag vor-
genommene Neubewertungen zu be-
rücksichtigen. Sämtliche geschätzten 
Komponenten sind auf den Meldezeit-
punkt abzuzinsen. Entsprechend dür-

fen eventuell auftretende, noch nicht 
berücksichtigte Verluste oder Rückflüs-
se bei Krediten, die in vorangegang
enen Berichtszeiträumen ausgefallen 
sind, nicht nachträglich berücksichtigt 
werden.

Es sind zunächst die Verluste 
aus den einzelnen Risikopositio-
nen zu ermitteln. Diese müssen 
in einem zweiten Schritt aufad-
diert werden. Gewinne, die bei 
der Verwertung bestimmter Ri-
sikopositionen entstanden sind, 
dürfen nicht zur Minderung von 
Verlusten bei anderen Risikopo-
sitionen genutzt werden. 

Die Verluste sind von derjenigen 
Bank zu melden, welche die Po-
sition zum Meldestichtag gehal-
ten hat. Entsprechend müssen 
Verluste, die ggf. bei der Bank 
entstanden sind, welche die For-
derung übertragen hat, nicht be-
rücksichtigt werden.

Darüber hinaus müssen die In-

stitute den Forderungswert der durch 
Wohnimmobilien vollständig besicher-
ten Forderungen melden. Als „vollstän-
dig besichert“ gilt eine Forderung bis zu 
dem als Sicherheit hinterlegten Betrag 
des Marktwertes bzw. des Beleihungs-
wertes der Immobilie. Entsprechend ist 
der „vollständig besicherte“ Teil das Mi-
nimum aus:

1.	 dem vom Schuldner in Anspruch 
genommenen Betrag;

2.	 der Höhe des Grundpfandrechtes;
3.	 dem Beleihungswert der Immobilie 

oder
4.	 dem Marktwert der Immobilie.

Die ersten Meldungen waren bis zum 
11. August 2014 bei der Aufsicht einzu-
reichen. Aufgrund von Problemen mit 
dem aufsichtlichen Meldeformat (XBRL) 
war eine Meldung der Summenmelde-
bögen für Verluste in Drittstaaten sowie 
für sämtliche Verluste nicht möglich. 
Aus diesem Grunde hat die Bundesan-
stalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
(BaFin) den Instituten gestattet, diese 
Daten „auf best effort-Basis“ zu melden 
und gleichzeitig die Frist für die Einrei-
chung bis zum 5. September 2014 ver-
längert.

Dr. Tobias Winkler 
 
ist Abteilungsdirektor, 
Bereich Risikomanage-
ment und Controlling, 
beim Bundesverband 
Öffentlicher Banken 
Deutschlands (VÖB)

Verluste sind von derjenigen Bank 

zu melden, welche die Position 

zum Meldestichtag gehalten hat.“
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> Gesetz zur Bekämpfung von Zah-
lungsverzug

Disziplin ist selten angeboren. Ver-
gleichbares gilt für die Zahlungsdiszip-
lin. Im Wirtschaftsleben führt Zahlungs-
verzug nicht selten zu Insolvenzen und 
zum Verlust von Arbeitsplätzen. Dies 
veranlasste die EU-Kommission 2011, 
die Richtlinie zur Bekämpfung von Zah-
lungsverzug im Geschäftsverkehr zu 
verabschieden (2011/7/EU). Die Liqui-
dität kleiner und mittlerer Unternehmen 
sollte sichergestellt und gerade auch 
öffentliche Auftraggeber sollten durch 
schärfere Folgen eines Zahlungsver-
zugs abgeschreckt werden.

Aber auch die Disziplin der Bundes-
regierung bei der Umsetzung europä-
ischer Vorgaben lässt zu wünschen 
übrig. Bei der Zahlungsverzugsrichtlinie 
war die Frist bereits am 16. März 2013 
abgelaufen. Es bedurfte schon der Ein-
leitung eines Vertragsverletzungsver-
fahrens seitens der EU-Kommission, 
bis der Bundestag mit den Stimmen 
der Regierungskoalition am 22. Juli 
2014 das Gesetz zur Bekämpfung von 
Zahlungsverzug im Geschäftsverkehr 
verabschiedete und damit die Richtlinie 
in das nationale Recht implementierte 
(BGBl. I 2014, 1218). 

Um säumigen Schuldnern zusätzliche 

Belastungen aufzuerlegen, wurde der 
gesetzliche Verzugszins in § 288 Abs. 2 
BGB um einen Prozentpunkt auf neun 
Prozentpunkte über dem Basiszinssatz 
erhöht. In § 271a BGB wurde zudem 
eine Sonderregelung eingefügt, wo-
nach AGB-Klauseln, die für Kaufleute 
Zahlungsfristen von mehr als 30 Tagen 
vorsehen, regelmäßig unwirksam sind. 
Marktmächtigen Unternehmen soll es 
damit künftig nicht mehr möglich sein, 
ihre Zahlungsziele zu Lasten kleinerer 
Zulieferer und des 
Handels zu strecken. 
Auch geht der Zins-
vorteil als Anreiz für 
eine spätere Zahlung 
verloren. Gerade öf-
fentlichen Auftragge-
bern komme in Zukunft eine Vorbild-
funktion zu, so der Parlamentarische 
Staatssekretär beim Bundesminister für 
Justiz und Verbraucherschutz, Christi-
an Lange (SPD). Schließlich steht dem 
Gläubiger im Falle des Zahlungsverzugs 
künftig ein pauschaler Erstattungsan-
spruch von 40,- Euro zu. Ob tatsächlich 
Beitreibungskosten entstanden sind, ist 
unerheblich. Auch kann die Pauschale 
bei einzelnen Ratenzahlungen anfal-
len. Macht der Gläubiger allerdings ei-
nen weiteren Verzugsschaden in Form 
von Rechtsverfolgungskosten geltend, 
muss er sich den Pauschalbetrag hie-
rauf anrechnen lassen. 

Insgesamt hat der Gesetzgeber die eu-
ropäischen Vorgaben nahezu eins zu 
eins umgesetzt. Anlass zu Diskussio-
nen gab die Anrechnung der Verzugs-
pauschale auf Rechtsverfolgungskos-
ten. So sieht die Richtlinie ausdrücklich 
vor, dass ein Gläubiger über den Pau-
schalbetrag hinaus auch Anspruch auf 
Ersatz der Kosten haben sollte, die 
durch die Beauftragung eines Rechts-
anwalts oder eines Inkassounterneh-
mens entstehen. Trotz der auch seitens 

des Bundesrates geäußerten Kritik hielt 
der Gesetzgeber im Ergebnis an der 
Anrechnung fest. Nach der Überlei-
tungsvorschrift sind die neuen Regeln 
auf Schuldverhältnisse anzuwenden, 
die nach dem 29. Juli 2014 entstanden 
sind. Eine Ausnahme gilt für bereits be-
gründete Dauerschuldverhältnisse wie 
Ratenzahlungsvereinbarungen. Auch 
hier können sich Gläubiger auf die neu-
en Verzugsfolgen berufen, allerdings 
erst bei Teilleistungen, die nach dem 
30. Juni 2016 erbracht werden.

Neues aus
Berlin & Brüssel

Foto: By Xavier Häpe [CC-BY-2.0], via Wikimedia Commons

Öffentlicher Auftraggeber mit 

Vorbildfunktion?“

http://www.flickr.com/photos/vier/192493917/
http://creativecommons.org/licenses/by/2.0
http://upload.wikimedia.org/wikipedia/commons/0/04/European_flag_outside_the_Commission.jpg
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> Neue Regeln bei 	
Verbraucherinsolvenzen 

Als zweite Stufe der Insolvenzrechtsre-
form ist am 1. Juli 2014 das Gesetz zur 
Verkürzung des Restschuld-
befreiungsverfahrens und zur 
Stärkung der Gläubigerrechte 
in Kraft getreten. Für Verbrau-
cherinsolvenzverfahren, die ab 
diesem Zeitpunkt beantragt 
werden, gelten wichtige Neu-
regelungen, in deren Zentrum 
die Halbierung der Wohlverhal-
tensperiode von bislang sechs 
auf drei Jahre steht. Dem red-
lichen Schuldner, der in dieser 
Zeit mindestens 35 Prozent 
der Gläubigerforderungen tilgt 
und die Verfahrenskosten be-
gleicht, wird ein wirtschaftlicher 
Neuanfang ermöglicht. Bei Be-
gleichung der Verfahrenskos-
ten kann die Restschuldbefreiung nach 
5 Jahren erteilt werden. Zum Nachteil 
der Gläubiger ist zudem das Lohnab-
tretungsprivileg in § 114 InsO entfallen, 
da ein entsprechendes Vorrecht für die 
Gläubiger das Erreichen der Mindest-
quote erschwert hätte. 

Besonders kritisch ist die Anfechtungs-
befugnis zu sehen, die bei Verbraucher-
insolvenzen bislang den Gläubigern 
vorbehalten war, seit dem 1. Juli jedoch 
den Insolvenzverwaltern übertragen 
wurde. In der Folge ist eine deutliche 
Zunahme an Anfechtungen zu be-
fürchten, auch über den Drei-Monats-
zeitraum hinaus. Bei Unternehmensin-
solvenzen hat das seit Einführung der 
Insolvenzordnung stark ausgeweitete 
Anfechtungsrecht zu einer regelrechten 
Flut an Anfechtungserklärungen der In-
solvenzverwalter geführt. Insbesonde-
re für Gläubiger, die ihren Schuldnern 
durch Ratenzahlungsvereinbarungen 
entgegenkommen, besteht kaum noch 
Planungs- und Kalkulationssicherheit, 
da vereinnahmte Raten im Falle der 
späteren Schuldnerinsolvenz bis zu 
zehn Jahre rückwirkend angefochten 
werden können. Um das Anfechtungs-
risiko zu minimieren, bleibt Gläubigern 
bei einem eingetretenen Zahlungs-
verzug oft nur der Weg, direkt in die 
Zwangsvollstreckung überzugehen. 

Ernsthafte Sanierungsbemühungen 
der Schuldner werden damit freilich 
zunichte gemacht. Eine vergleichbare 
Situation könnte nunmehr auch bei Ver-
braucherinsolvenzen eintreten. Dessen 

ungeachtet, ist der Gesetzgeber von 
nahezu sämtlichen Wirtschaftszweigen 
zu einer Reform des Anfechtungsrechts 
aufgerufen worden. Nachdem das The-
ma erfreulicherweise bereits in den ak-
tuellen Koalitionsvertrag Eingang gefun-
den hatte, bezeichnete Bundesminister 
Heiko Maas das Recht der Insolven-
zanfechtung jüngst auch als die „größ-
te Baustelle des Insolvenzrechts“ und 
kündigte ein Eckpunktepapier an, mit 
dem das Reformvorhaben eingeleitet 
werden soll (vgl. auch Fawzy/Köchling, 
Die Reform der Insolvenzanfechtung, 
ZInsO 2014, 1073 ff.). Ob die zu er-
wartenden Reformvorschläge den be-
rechtigten Belangen der Wirtschaft und 
dem Schutz der Verbraucher gerecht 
werden, bleibt aber noch abzuwarten.

> Neue Informationspflichten für In-
kassodienstleister

Ab dem 1. November 2014 haben In-
kassodienstleister neue Darlegungs- 
und Informationspflichten zu beachten, 
wenn sie eine Forderung gegenüber ei-
ner Privatperson geltend machen. Die 
neuen Vorgaben sind Teil des im Ok-
tober 2013 verabschiedeten Gesetzes 
gegen unseriöse Geschäftspraktiken 
(GguG) und in § 11a Rechtsdienstleis-
tungsgesetz (RDG) festgelegt. Künftig 
sind bei der ersten Geltendmachung 

u.a. der Name oder Firma des Auftrag-
gebers und der Forderungsgrund an-
zugeben, bei Verträgen unter konkreter 
Darlegung des Vertragsgegenstands 
und des Datums des Vertragsschlus-

ses. Auf Anfrage sind zudem 
Name oder Firma desjeni-
gen, in dessen Person die 
Forderung entstanden ist 
und die wesentlichen Um-
stände des Vertragsschlus-
ses mitzuteilen. Nach einer 
internen BKS-Umfrage wird 
der operative Aufwand für 
die Umsetzung der neuen 
Dokumentations- und Infor-
mationspflichten überwie-
gend als hoch eingeschätzt. 
Maßgeblicher Kostenfaktor 
ist der insoweit erforderliche 
EDV-Umstel lungsbedarf, 
wobei teilweise auch von 
zusätzlichen Personalkosten 

ausgegangen wird. Befürchtet werden 
zudem Schwierigkeiten bei der Verfüg-
barkeit der geforderten Angaben. 

Die Bundesregierung ist aufgerufen bin-
nen drei Jahren zu evaluieren, inwieweit 
sich die gesetzlichen Änderungen in der 
Praxis bewähren. Nicht von der Neure-
gelung erfasst sind Fälle des Factoring 
und des Forderungskaufs, bei denen 
der neue Forderungsinhaber die For-
derung im eigenen Namen einzieht und 
auch das volle Ausfallrisiko übernimmt. 
Insofern gelten weiter die allgemei-
nen Regeln über Inhalt und Bestimmt-
heit von Zahlungsaufforderungen und 
Mahnschreiben.

> Wegfall des Exequaturverfahrens 
in der EU

Sprachbarrieren, fehlende Kenntnisse 
über ausländische Rechtsordnungen 
und ungewisse Erfolgsaussichten hal-
ten die meisten Gläubiger nach wie vor 
davon ab, ihre Forderungen auch im 
Ausland durchzusetzen. Die Europäi-
sche Union hat sich diesem Missstand 
angenommen und seit 2001 verschie-
dene Instrumente eingeführt, mit denen 
der grenzüberschreitende Forderungs-
einzug erleichtert werden soll. Nun-
mehr steht eine Zäsur nationalstaatli-
cher Souveränitätsvorstellungen bevor, 

Foto: Charles Clegg, CC BY-SA 2.0

Foto: Public Domain

https://www.flickr.com/photos/glasgowamateur/
https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0/
http://pixabay.com/en/insolvency-shield-town-sign-note-96596/
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Dr. Oliver Fawzy 
 
ist Rechtsanwalt und 
Senior Referent Politik & 
Recht bei der BKS.

wenn zum 15. Januar 2015 die Ende 
2012 beschlossene Neufassung der 
Brüssel-I Verordnung in Kraft tritt. 

Bislang galt das Prinzip, dass ein natio-
naler Titel nur bis zur jeweiligen Staats-
grenze reicht. Soll ein nationales Urteil 
im Ausland vollstreckt werden, musste 
es von den ausländischen Gerichten 
zunächst in einem förmlichen Verfahren 
anerkannt und für vollstreckbar erklärt 
werden. Innerhalb der EU unterliegt 
diese Exequatur (wörtlich: „Es möge 
vollzogen werden“) zwar bereits deut-
lich niedrigeren Voraussetzungen als 
im Rechtsverkehr mit Drittstaaten, stellt 
jedoch nach wie vor ein zeitaufwendi-
ges und kostspieliges Verfahren und 
damit ein Hindernis für die grenzüber-
schreitende Forderungsbeitreibung dar. 
Anfang kommenden Jahres wird das 
Erfordernis des Exequaturverfahrens 
in der EU vollständig entfallen. Künftig 
sind nationale Urteile in allen Mitglied-
staaten automatisch anzuerkennen 
und vollstreckbar. Auch Großbritannien 
und Dänemark haben nach längeren 
Diskussionen von ihrer Opt-In Möglich-
keit Gebrauch gemacht und sich der 
neuen Regelung unterworfen. 

Für das professionelle Forderungs-
management ergeben sich daraus 

neue Chancen, die allerdings auch 
eine kohärente Beachtung der euro-
päischen Vorgaben durch die einzel-
staatlichen Justizorgane bedingen. Das 
von der EU herangezogene Vertrauen 
zwischen den Mitgliedstaaten, das den 
freien Verkehr nationaler Urteile zwi-
schen den Mitgliedstaaten rechtfertige, 
kann durchaus noch vertieft werden. 
Allzu oft zeigen sich in der Praxis noch 
nationale Befindlichkeiten gegen Brüs-
seler Direktiven, deren Inhalte häufig 
auch gar nicht bekannt sind. Für einen 
gemeinsamen Raum des Rechts, in 
dem die Freizügigkeit von Urteilen 
tatsächlich gelebt wird, bedarf es 
daher noch einiger Bemühungen, 
Richter, Gerichtsvollzieher und 
andere nationale Justizbediens-
tete über die neue Rechtslage 
zu informieren und die Gläubiger 
für die sich daraus ergebenden 
Möglichkeiten zu sensibilisieren.    

> Vernetzung der nationalen 
Insolvenzregister

Auch die Verbesserung der 
Schuldnertransparenz steht auf 
der Europäischen Agenda. Ein 
erster Schritt wird seit Juli 2014 
mit dem europäischen E-Jus-
tiz-Portal gegangen, das erstmals 

verschiedene nationale Insolvenzregis-
ter miteinander verknüpft (www.e-ju-
stice.europa.eu). Mithilfe einer mehr-
sprachigen Abfrageschnittstelle bietet 
das Portal die Möglichkeit, eine Suche 
nach insolventen natürlichen oder ju-
ristischen Personen in allen vernetz-
ten Registern durchzuführen. Neben 
Deutschland beteiligen sich bislang die 
Tschechische Republik, Estland, Nie-
derlande, Österreich, Rumänien und 
Slowenien.
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Lone Star verkauft Düsseldorfer 
Hypothekenbank

Mitte August hat die Lone Star Gruppe 
die Düsseldorfer Hypothekenbank voll-
ständig an eine internationale Käufer-
gruppe um einen von Attestor Capital 
LLP verwalteten Fonds und Dr. Patrick 
Bettscheider verkauft. 
Erst im Dezember hatte die im Zuge 
der Finanzkrise 2010 von Lone Star er-
worbene Bank die letzte Soffin-Tranche 
im Umfang von 1,1 Milliarden Euro zu-
rückgezahlt.
„Die neuen Eigentümer werden das 
bisherige Geschäftsmodell fortführen 
und geben damit der Bank, ihren Kun-
den und Geschäftspartnern eine lang-
fristige Perspektive in der gewerblichen 
Immobilienfinanzierung“, heißt es in der 
Pressemitteilung.
Die Düsseldorfer Hypothekenbank ist 
eine 1997 gegründete Pfandbriefbank 
mit Sitz in Düsseldorf. Als Spezialist für 
die gewerbliche Immobilienfinanzie-
rung ist die Bank auf die Bedürfnisse 
professioneller Immobilienkunden im 
Inland und im europäischen Ausland 
ausgerichtet. Die Kernmärkte der Bank 
sind Deutschland, die Niederlande so-
wie Metropolregionen in Frankreich und 
Spanien.

PRA Group kauft Aktiv Kapital AS

Portfolio Recovery Associates, Inc. 
(Nasdaq: PRAA), einer der größten For-
derungskäufer in den USA, hat im Juli 
die Aktiv Kapital AS erworben. 
“Aktiv Kapital hat über mehr als zehn 
Jahre einen Mehrwert für seine Kunden 
in Deutschland geschaffen. Wir glau-
ben dass die deutschen Finanzinstitute 
einen Partner honorieren, der über eine 
gesunde Kapitalausstattung verfügt, 

eine gesunde Com-
pliance-Kultur hat 
und mit einem lang-
fristigen Anlagehori-
zont im Markt agiert. 
Wir streben danach, 
auch weiterhin ein 
enger und vertrau-
enswürdiger Partner 
für deutsche Banken 
zu bleiben, um sie 
bei der Aufarbeitung 
ihrer notleidenden Konsumentenkredit-
portfolios zu unterstützen”, sagt Fred-
rickson, Vorstandsvorsitzender der 
Portfolio Recovery Associates, Inc. In 
Deutschland wird das Unternehmen 
vorerst weiter unter dem Namen Aktiv 
Kapital geführt.

HOIST kauft notleidende Kredite von 
Citigroup-Tochter

Das von der Delphi LLC, ein Unterneh-
men im Mehrheitsbesitz der Citigroup, 
verkaufte Portfolio umfasst sowohl be-
sicherte als auch unbesicherte Kredite 
an Privatpersonen und war ursprünglich 
Teil eines 2,4 Milliarden 
Euro starken Portfolios 
der Eurohypo. Mit dem 
Verkauf an die HOIST 
GmbH konnte sich die 
Delphi LLC von ihren 
restlichen notleidenden 
Krediten befreien.

Neue Gesellschafter-
struktur für die Immo-
fori Gruppe

Das Management und 
einer der bisherigen 
Hauptgesel lschafter 
haben bei der Immo-

fori Gruppe Ihre Anteile signifikant 
aufgestockt. Der Vorstand, Eckhard 
Blauhut und Kolwja A. Zimmer, steuert 
gemeinsam mit Herrn Kai Sudmann, 
dessen Anwaltsgesellschaft die Grup-
pe juristisch betreut, zukünftig maß-
geblich die Entwicklung der Gruppe. 
Als Mehrheitsgesellschafter verbleibt 
zudem der Gießener Immobilienspezi-
alist IMAXX Holding GmbH mit seinem 
Geschäftsführer Jochen Ahl, der die 
Unternehmen weiterhin strategisch un-
terstützt. Alle bisherigen Partner stehen 
auch künftig der Immofori Gruppe ge-
schäftsfördernd und teilweise in bera-
tender Funktion zur Seite.

Deals & Personalia

BKS-Roundtable am 15. Oktober 2014

Zweimal jährlich veranstaltet die BKS in in der 
FAZ-Pagode den BKS-Roundtable, zu dem wir he-
rausragende Persönlichkeiten aus der Bankenwelt 
einladen. Für die nun kommende sechste Auflage 
der Veranstaltung konnten wir Herrn Sascha Klaus, 
Bereichsvorstand NCA CRE der Commerzbank AG, 
als Ehrengast gewinnen.

Die Veranstaltung richtet sich ausschließlich an 
BKS-Mitglieder sowie Bankvertreter und steht unter 
dem Vorbehalt des begrenzten Sitzplatzkontigents. 
Bei Interesse melden Sie sich bitte bei der BKS-Ge-
schäftsstelle unter info@bks-ev.de.

Foto: Public Domain

http://www.publicdomainpictures.net/view-image.php?image=031596
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Performing and Non-Performing Loan Transactions 
Across the World – A Practical Guide
2. Auflage des Handbuches erschienen

Viele Banken kämpfen mit hohen Wert-
berichtigungen und Restrukturierungs-
bedarf für Kredite. Darüber hinaus for-
dern neue Regulierungen wie Basel III / 
CRD IV mehr Eigenmittel und begren-
zen über die sogenannte Leverage-Ra-
tio das Geschäftsvolumen der Banken 
insgesamt. Diejenigen Banken, die ab 
November 2014 der EZB-Aufsicht un-
terstellt sind, werden derzeit bekann-
termaßen dem „Asset Quality Review“ 
unterzogen, bei dem Hauptrisiken wie 
Liquidität, Verschuldungsgrad und Refi-
nanzierung sowie die Aktiva-Qualitäten 
zur Steigerung der Transparenz in Be-
zug auf das Engagement der Banken 
geprüft werden. Es wird erwartet, dass 
das Zusammenspiel dieser Faktoren zu 
einer Verstärkung von Transaktionen im 
Bereich nicht-strategischer Kreditport-
folios führen wird.

Dieses Umfeld und aktuelle Marktent-
wicklungen beleuchtet die kürzlich im 

Londoner Euromoney Verlag erschie-
nene überarbeitete und erweiterte 2. 
Auflage des von Dr. Simon G. Grieser 
und Dr. Jörg Wulfken herausgege-
benen Handbuches „Performing and 
Non-Performing Loan Transactions 
Across the World – A Practical Guide”.

Zu Beginn stellt die 2. Auflage die na-
tionalen und internationalen Aspekte 
des Kredithandels detailliert dar und 
beschreibt die rechtlichen Rahmen-
bedingungen  – einschließlich Fragen 
zu strukturierten Finanzierungen, ins-
besondere CDOs und CMBS, und 
Schiffskrediten – und deren Vertrags-
gestaltung bei Kreditportfoliotransakti-
onen. 

Im zweiten Teil werden in den „Coun-
try Reports“ die jeweiligen individuellen 
Voraussetzungen für den Kredithandel 
in verschiedenen Rechtsräumen einge-
hend besprochen. Das Buch schließt 

mit mehreren Musterverträgen, die die 
Anforderungen an die Vertragsgestal-
tung nochmals anschaulich vermitteln. 
Autoren sind wie bei der Vorauflage 
Partner und Mitarbeiter von Investo-
ren, Banken, Servicinggesellschaften, 
Rechtsanwaltskanzleien und Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaften, die die 
rechtlichen und wirtschaftlichen Zu-
sammenhänge ebenso darstellen wie 
den Umgang damit in der Praxis. Die 
Expertise dieser insgesamt mehr als 
40 Mitwirkenden aus Europa, USA und 
Asien macht das Buch zu der umfas-
sendsten Abhandlung mit globalem 
Ansatz in diesem Bereich.

Für weiter führende Informationen se-
hen Sie bitte die Website des Buches.

Dr. Simon G. Grieser und Dr. Jörg Wulfken 

die Herausgeber des Handbuches sind Part-
ner im Bereich Banking & Finance im Frank
furter Büro von Mayer Brown. Herr Wulfken 

ist zudem Mitglied des Beirats der BKS.

Performing and Non-Performing Loan Transactions Across 
the World – A Practical Guide, Euromoney Books,
ISBN: 978-1-78137-197-8, € 230

http://www.mayerbrown.com/Second-Edition-Guidebook/
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Wie beschreiben Sie Ihren Beruf Ihren Kindern? 
Ich versuche im Idealfall „Dinge“ teurer zu verkaufen als ich sie 
kaufe. Dabei handelt es sich im Wesentlichen um „Dinge“, die 
sich ihrem Verfallsdatum nähern. Teilweise sogar darüber hinaus 
sind. Nur handelt es sich bei den „Dingen“ nicht um verderbliche 
Ware im engeren Sinne sondern um Versprechen… da nun wird 
die Sache dann nicht nur von meinen Kindern sondern auch aus-
gewachsenen Mitbürgern, welche sich nicht tagtäglich mit Dist-
ressed Debt beschäftigen, als unwürdig detaillierter einzusteigen 
angesehen! 

Was war Ihr bisheriges berufliches Highlight? 
Ein Schlüsselerlebnis war sicherlich der Erkenntnisgewinn, dass in 
der sogenannten Hochfinanz, den lauten und geschäftigen Han-
delsfluren in Frankfurt, London oder anderswo, nur mit Wasser 
gekocht wird.
Folglich hier, wie auch im „richtigen Leben“, auf lange Sicht, neben 
fachlicher Kompetenz Verbindlichkeit und Fairness zu den wichti-
gen Tugenden zählen. 
  
Welchen beruflichen Moment möchten Sie nicht noch einmal 
erleben müssen? 
Dazu möchte ich einen Ehrenbürger meiner Heimatstadt zitieren: 
„Fallen ist weder gefährlich noch eine Schande. Liegenbleiben ist 
beides.“

Womit haben Sie Ihr erstes Geld verdient? 
Ebenfalls mit dem Handel. In den 90ern kamen italienische 
Blechroller in Deutschland in Mode. Mit geliehenem Geld, einem 
geliehenen Fahrer und einem genauso geliehenen Transporter er-
stand ich selbige im Mutterland der Vespa, um sie in der Heimat, 
mit Margen von denen ich heute noch träume, wieder zu versetz-
ten. Es lebe der „Leverage“… 
  
Womit stoßen Sie am liebsten auf einen Erfolg an? 
Ich bin ein kölscher Jung. Das beantwortet die Frage, denke ich!

Und wie belohnen Sie sich sonst noch? 
Ich denke Menschen machen Menschen glücklich – nicht das An-
häufen von Dingen. So versuche ich es zu halten und nehme mir 
Zeit für Familie und Freunde. 
  
Wofür hätten Sie gerne mehr Zeit? 
Zeit zum Nachdenken, zur Reflektion: verbringe ich den Tag sinn-
voll?
  
Welches Kunstwerk hätten Sie gerne zu Hause? 
Eine intakte Familie ist ein großes Kunstwerk… 

Mit wem würden Sie gerne einmal zu Abend essen? 
Johnny Cash. Nur der würde vermutlich eher zum Trinken kom-
men!
  
Wenn nicht Frankfurt, wo dann? 
Am liebsten an der frischen Luft – macht den Kopf klar. 

Martin Hoeller

ist als Head of Illiquid Products 
bei der Merrill Lynch International 
Bank Ltd, Frankfurt, in der Global 
Credit & Special Situations Group 
tätig. Seit 2014 ist er Mitglied des 

Beirates der BKS.

10 Fragen an...
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